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Mustervertrag für die Anstellung von Pfarrpersonen als Stellvertreter/in
Die Evangelische Kirchgemeinde ...................

vertreten durch die Aufsichtskommission, diese vertreten durch (Präsident)

und 

XY, Pfarrerin/Pfarrer, Adresse, Geburtsdatum, AHV-Nr. 

vereinbaren was folgt:

1. Allgemeines

1 XY wird in der Kirchgemeinde als Stellvertreter/in im Pfarramt angestellt.


2 Das Arbeitsverhältnis beginnt am ............. und dauert längstens bis........... 

2. Pensum und Aufgaben


1 Die Anstellung umfasst 100 % eines vollen Pfarramtes.


2 Notwendige und unregelmässige Überzeit an normalen Arbeitstagen kann erwartet werden und wird an weniger arbeitsintensiveren Tagen kompensiert.


3 XY übernimmt die pfarramtliche Tätigkeiten gemäss § 27 der Kirchenverfassung (RB 187.11). Sie/Er arbeitet dabei mit der Kirchenvorsteherschaft (gemeinsame Gemeindeleitung) und weiteren Mitarbeitern zusammen. Die Aufteilung der Aufgaben erfolgt in einer Amtsordnung, welche Bestand dieses Arbeitsvertrages bildet.


4 Bei Stellvertretungen mit kleinen Pensen Anzahl Freisonntage festlegen.

3. Stellung
XY wird zur Sitzung der Kirchenvorsteherschaft eingeladen. Sie/Er hat beratende Stimme jedoch weder Stimm- noch Antragsrecht.

4. Aufsicht


Vorgesetzte Behörde ist, ausser in theologischen Fragen, die Aufsichtskommission. Die Aufsicht über die Tätigkeit von XY erfolgt analog zu den gewählten Pfarrern und Pfarrerinnen gemäss Kirchenverfassung (§ 23 und § 72 Ziff. 19) durch die Aufsichtskommission und den Kirchenrat.

5. Stellvertretung

Die Kirchenvorsteherschaft ist bei Krankheit und Unfall für die Organisation der Stellvertretung verantwortlich.


Bei Ferienabwesenheit wird die Stellvertretung in gegenseitiger Absprache organisiert.

6. Besoldung

1 Die Besoldung und Ausrichtung von Sozialzulagen richtet sich nach den der Besoldungsverordnung der Evangelischen Synode des Kantons Thurgau (RB 187.22).


2 Der Jahreslohn entspricht bei Vertragsbeginn der Klasse ..., Stufe ... (inkl. 13. Monatslohn und 10.6 % Ferienentschädigung, siehe Anmerkung Ziff. 7). 


3 Die Lohnzahlung erfolgt mit monatlicher Auszahlung (12 x).

7. Ferien 

1 XY hat Anspruch auf fünf Wochen Ferien (Anmerkung: ab dem 50. Altersjahr besteht ein Anspruch auf sechs und ab dem 60. Altersjahr von sieben Wochen) pro Dienstjahr. Dauert das Arbeitsverhältnis weniger als ein Jahr, so verringert sich der Anspruch auf Ferien im entsprechenden Verhältnis. (Anmerkung: Bei Stellvertreterinnen/Stellvertretern kann unter Umständen ein Ferienbezug wegfallen. In diesen Fällen hat die/der Stellvertreter/in grundsätzlich Anspruch auf anteilsmässige Auszahlung des Feriengeldes. Sollte dies der Fall sein (z.B. bei kurzfristigen Einsätzen) muss zwingend bei der Besoldung der Ferienanteil berücksichtigt und den prozentualen Zuschlag aufgeführt werden.)


2 Die Ferien sind in der Regel in ganzen Wochen und im Verlauf des betreffenden Kalenderjahres zu beziehen. Eine Ferienwoche schliesst einen regulären Sonntag (Freisonntag) ein.

8. Versicherung

1 Die/Der Pfarrer/in ist zulasten der Kirchgemeinde gegen Schäden, die aus der Ausübung des Berufs entstehen könnten (Betriebshaftpflichtversicherung) sowie gegen die Folgen von Berufsunfällen und Nichtbetriebsunfällen versichert. An die Prämie für die Nichtberufsunfallversicherung leistet die/der Pfarrerin/Pfarrer als Arbeitnehmer/in einen Beitrag von 0.415%.

2 Die Krankenversicherung ist Sache des Arbeitnehmers, ebenso eine allfällige private Haftpflichtversicherung.

9. Berufliche Vorsorge

(Anmerkung: nur für Stellvertreter, die länger als 3 Monaten arbeiten und beim Antritt des Arbeitsverhältnisses das ordentliche Rücktrittsalter noch nicht überschritten haben und nicht mindestens 70 % invalid sind oder bereits bei der PERKOS versichert sind) XY wird im Rahmen des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherungsvorsorge (BVG) bei der Pensionskasse PERKOS versichert. Die Bedingungen richten sich nach dem Reglement der PERKOS.

10. Spesen


1 Für (Telefon- und) Fahrkosten wird eine Spesenpauschale von Fr. .... pro Monat ausgerichtet. Der Arbeitsweg wird nicht entschädigt.


2 Die Kirchgemeinde stellt ein Büro (inkl. PC, Telefon etc.) im ........ zur Verfügung. Porti und Büromaterial etc. gehen zu Lasten der Kirchgemeinde.

11. Krankheit und Unfall (je nach Arbeitnehmender Militärdienst oder Schwangerschaft)


1 Krankheits- oder unfallbedingte Arbeitsverhinderung sind dem ressortverantwortlichen Mitglied der Kirchenvorsteherschaft unverzüglich zu melden. 

2 Wird die Arbeit länger als vier Tage ausgesetzt, ist unaufgefordert ein ärztliches Zeugnis beizubringen. 

3 Im Falle von Krankheit oder Unfall gilt eine dreimonatige Lohnfortzahlungspflicht.

12. Fort- und Weiterbildung
Der Anspruch auf Fort- und Weiterbildung richtet sich nach der Verordnung des Evangelischen Kirchenrates betreffend die Fortbildung und Studienurlaube (RB 187.222). Dauert die Stellvertretung weniger als 12 Monate, so verringert sich der Anspruch auf Weiterbildung entsprechend.

13. Auflösung dieses Vertrages
1 Das Vertragsverhältnis kann vor Ablauf der vereinbarten Dauer gemäss Ziff. 1 von jedem der Vertragspartner jederzeit unter Einhaltung einer Frist von ........ Monaten auf Ende jedes Monats gekündigt werden.

2 Die Kündigung ist bei der Aufsichtskommission mit Kopie an den Kirchenrat einzureichen.

14. Schlussbestimmungen
Im Übrigen sind die Besoldungsverordnung (RB 187.22), die Rechtsstellungsverordnung (RB 187.23) und die Entschädigungsverordnung (RB 187.143) anzuwenden. Wo keine kircheneigene Regelung besteht, sind gemäss § 33 der Besoldungsverordnung (RB 187.22) die Regelungen für das Thurgauer Staatspersonal analog anzuwenden. Darüber hinaus gelten sinngemäss die Bestimmungen des Schweizerischen Obligationenrechts. Bei einer Kündigung sind die entsprechenden Bestimmungen der Verordnung des Regierungsrates über die Rechtsstellung des Staatspersonals analog anzuwenden.
..................................., .....................................

(Ort)                              (Datum)

..........................................................................                     .................................................................

Der Präsident/die Präsidentin                                                  Der Aktuar/die Aktuarin

.................................., ........................................

(Ort)                            (Datum)

..............................................................................

Der Stellvertreter/die Stellvertreterin


